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Überblick

Strategie für
Bodenschutz
Landwirtschaft. ÖVP-Land-
wirtschaftsminister Norbert
Totschnig will die Boden-
schutzstrategie umsetzen.
„Ziel ist, sie diesen Herbst zu
beschließen“, so Totschnig.
Die Verhandlungen zur
Bodenschutzstrategie waren
im Frühsommer zwischen
der ÖVP und ihrem Koali-
tionspartner im Bund, den
Grünen, gescheitert. Nun
ortet Totschnig aber eine
„gute Dynamik“ zwischen
den beiden Parteien.

Grundsicherung für
Kinder: SP-Modell
Teuerung. Die SPÖ arbeitet
an einemModell für eine Kin-
dergrundsicherung. Geplant
sei ein Basisbetrag, in dem
alle Kinder- und Familienleis-
tungen zusammengefasst
werden, und eine weitere
nach Haushaltseinkommen
gestaffelte Zuzahlung, wie
die stellvertretende Klubvor-
sitzende der SPÖ, Eva-Maria
Holzleitner, amDonnerstag
erklärte. Die Teuerung treffe
Familienmit mehreren Kin-
dern besonders stark, wie
Holzleitner betonte.

Fahrplan für
Budget-Beratungen
Parlament. Der Fahrplan für
die Beratungen zumBudget
2024wurde in der Präsidial-
konferenz amDonnerstag
festgelegt. Start im Plenum
ist am 18. 10. mit der Budget-
rede vonÖVP-Finanzminister
Magnus Brunner, gefolgt von
der Ersten Lesung am 19. 10.
Die Beratungen im Budget-
ausschuss beginnen am
10. 11. mit einem vierstündi-
gen Expertenhearing.
Bis 17. 11. wird sich der
Ausschussmit den einzelnen
Budgetkapiteln befassen.
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Mit der „Schutzklausel“ verlieren nur Alterspensionisten im neuen Jahr kein Geld
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TH Weitere Verhandlungsrunde ohne Ergebnis

„Ich schmeiße nicht mit Dreck“
Johannes Steinhart. Nach einer erkrankungsbedingten Pause ist der Chef der Ärztekammer

zurück und unterwirft sich „begeistert“ den Ermittlungen der Justiz

VON CHRISTIAN BÖHMER

„Sie erleben mich dankbar
und voller Kraft. Ich fühle
michwie neu geboren.“

Johannes Steinhart war
bislang nicht unbedingt für
großes Pathos bekannt.

Doch als sich der Präsi-
dent der Ärztekammer am
Donnerstag zum ersten Mal
seit Monaten vor Journalis-
ten präsentierte, wollte der
68-Jährige absolut gar kei-
nen Zweifel darüber aufkom-
men lassen, dass er voll be-
last- und einsetzbar ist.

Im April hatte sich Öster-
reichs oberster Ärztevertre-
ter aufgrund von akuten
Herzproblemen aus dem Job
zurückziehenmüssen.

Der Zeitpunkt war der
schlechtestmögliche. Denn
in der Kammer war der Kon-
flikt um ein von Steinhart
miterfundenes Projekt,
die Beschaffungsfirma
„Equip4Ordi“, eskaliert;mitt-
lerweile ermittelt die Justiz,
auch der Präsident ist
Beschuldigter. Und nachdem
Steinharts politische Allianz
in der Kammer zerbrochen
ist (der KURIER berichtete),
fiel die Standesvertretung in
einen Zustand der Selbstläh-
mung, der bis heute anhält.

Es ist also nicht weiter
überraschend, dass Steinhart
das Thema „Equip4Ordi“ am
Donnerstag gleich zu Beginn
anspricht.

Kein Weisungsrecht
Seine Darstellung ist einfach
und seit Monaten unverän-
dert: Die angesprochene Fir-
ma wurde als GmbH gegrün-
det, um Kollegen dabei zu
unterstützen, medizinische
Materialien in großen Men-
gen und damit zu günstige-
ren Preisen zu beschaffen.
Dazu gehören etwa Schutz-
kleidung oder die nunmehr
bekannten FFP2-Masken.

Er, Steinhart, habe opera-
tiv in dieser GmbH „keinerlei
Weisungs- oder Zustim-
mungsrechte“ – allein des-
halb sei es Unsinn, dass mög-
liche Malversationen ihm an-
gelastet werden. Dass er von
der Justiz als Beschuldigter

geführt wird, erklärt sich
Steinhart mit formalen Grün-
den – das passiere schnell.
„Ich habe aber generell ein
sehr großes Vertrauen in die
Justiz und unterwerfe mich
den Ermittlungen fast begeis-
tert, weil ich weiß: Ich habe
mir nichts zuschulden kom-
men lassen. Und das wird am
Ende des Tages auch das Er-
gebnis der Untersuchungen
sein.“

Argumente
Viel mehr will Steinhart zum
laufenden Verfahren nicht
sagen. Und schon gar nicht
will er Vermutungen anstel-
len, wer ihn aus welchenMo-
tiven in die Affäre hineinge-
zogen hat. „Ich schmeiße

nicht mit Dreck. Die Instru-
mente unserer Standespoli-
tik sind Fakten und Argu-
mente.“ Dass die Verhand-
lungsposition der Standes-
vertretung durch die Konflik-
te um Equip4Ordi gelitten
hat, will Steinhart erst gar
nicht kleinreden.

Darüber hinaus definiert
er aber einige große inhaltli-
che Themen, denen er sich
nun verstärkt widmenwill:

• Finanzausgleich Um die Spi-
talsambulanzen zu entlasten,
müssten die Arbeitsbedin-
gungen der niedergelasse-
nen Ärzte verbessert und bü-
rokratische Abläufe verein-
facht werden. „Die Bürokra-
tie ist ein Energie- und Zeit-

fresser“, sagt Steinhart. Und
das gelte es im Finanzaus-
gleich, der gerade verhandelt
wird, zu berücksichtigen.

• Keine zusätzlichen Befugnis-
se für MTD Diagnose, Thera-
pie und Medikamentenver-
ordnung müssen laut Stein-
hart in der Hand der Ärzte
bleiben, Medizinisch-techni-
sche-Dienste (MTD) sollen
diese Leistungen nicht über-
nehmen. Das Argument: Lie-
ge die Letztverantwortung
beim Arzt, müsse er auch die
Entscheidung treffen.

• Eltern-Kind-Pass zusammen-
führen Steinhart hält den ab
Jänner 2024 geltenden El-
tern-Kind-Pass als Ablöse des

Mutter-Kind-Passes für einen
Fortschritt. Allerdings seien
die Zuständigkeiten zwi-
schen Ministerium und ver-
schiedenen Unternehmen
zersplittert und Übergangs-
lösungen unklar (der Pass
wird schrittweise bis 2026
ausgebaut; Anm.) „Es fehlen
noch einigeHausaufgaben.“

• Ausbau von Hausapotheken
Laut Steinhart wäre allein
der Ausbau von ärztlichen
Hausapotheken eine schnelle
Möglichkeit, um den Arzt-
beruf am flachen Land at-
traktiver und die Versorgung
besser zu machen. Steinhart
schätzt, dass so 400 neue
Kassenärzte rasch gefunden
werden könnten.

Pensionistenvertreter fordern Nachbesserungen

Altersversorgung. Rund
2,2 Millionen Pensionen
werden ab dem kommenden
Jahr um 9,7 Prozent erhöht,
wie die türkis-grüne Bundes-
regierung am Mittwoch be-
schlossen hat. Die Senioren-
rats-Präsidenten Ingrid Ko-
rosec (Seniorenbund) und
Peter Kostelka (Pensionisten-
verband) zeigen sich zufrie-
den mit dieser Anpassung an
die Teuerung. Auch die ange-
kündigte Schutzklausel, die
einen Wertverlust der Pen-
sionen des kommenden Jahr-
gangs verhindern soll, wird
positiv aufgenommen.

Damit sei aber nur ein
„kleiner Teil unserer Wün-
sche“ erfüllt worden, so Kos-
telka im Rahmen einer Pres-
sekonferenz am Donnerstag.
Korosec fordert Nachjustie-

rungen, man werde weitere
Gespräche führen.

„Bauernfängerei“
Problematisch sei, dass der
Ministerratsvortrag nur
Alterspensionen beinhalte.
Damit würde die Schutz-
klausel keine Langzeitversi-
cherten, Schwerarbeiter und
Korridor-Pensionisten um-

fassen, so Kostelka. Wenn
das nicht in aller Deutlich-
keit gesagt werde, sei das
„Bauernfängerei“ und eine
„Unaufrichtigkeit“. Eine
Schutzklausel wird auch für
das Jahr 2025 gefordert.

Kritik übten die Pensio-
nistenvertreter auch daran,
dass ihre Forderungen nach
einer Abgeltung der Zwi-

schenfinanzierung der Teue-
rung 2022/23 sowie nach
einer dauerhaften Abschaf-
fung der Aliquotierung – also
die prozentuell anteilige
Pensionsanpassung im ers-
ten Pensionsjahr – unerfüllt
blieben. Die Aliquotierung
ist für zwei Jahre ausgesetzt.

Einen weiteren „Wer-
mutstropfen“ sieht Korosec
in der Deckelung der höchs-
ten Pensionen. Jene 7.250
Beamtinnen und Beamte mit
Bezügen von mehr als 5.850
Euro seien keine Luxuspen-
sionisten, wies sie entspre-
chende Bezeichnungen zu-
rück. Dass es für die höchs-
ten Pensionen seit 14 Jahren
stets eine Deckelung gebe,
entspreche weder dem Leis-
tungs- noch dem Versiche-
rungsprinzip, so Korosec.

Parlament. Eine Verfassungs-
mehrheit für den geplanten
Mietpreisdeckel ist nach Ver-
handlungen der türkis-grü-
nen Koalition mit der SPÖ
weiter nicht in Sicht. Die Ver-
handlungsrunde habe „nichts
wirklich Neues gebracht“, so
die SPÖ. Die Regierung
sprach von „konstruktiven“
Gesprächen, die „zeitnah“
fortgesetzt werden.

Laut SPÖ legte die Regie-
rung keinen schriftlich neuen
Vorschlag vor, kündigte aber
an, nunmehr nur mehr den
Fünf-Prozent-Deckel als Ver-
fassungsbestimmung veran-
kern zu wollen. Zu den Woh-
nungen im freien, nicht preis-
regulierten Mietsektor habe
es ebenfalls keinen neuen

Mietendeckel: SPÖ verwehrt
Koalition weiter Zustimmung

Vorschlag gegeben. Die SPÖ
pocht auf einen „echten Miet-
preisstopp“ mittels Einfrieren
sämtlicher Mieten bis 2025,
klaren Mietobergrenzen und
einem neuen Index für die
Mietpreisentwicklung.

Der Gesetzesentwurf der
Regierung sieht vor, dass die
Mieten die kommenden Jahre
nicht mehr als fünf Prozent
pro Jahr steigen dürfen. Bei
Altbau-Richtwertmieten und
geförderten Miet-und Genos-
senschaftswohnungen soll
die Inflationsanpassung ab
2025 jährlich stattfinden an-
statt der bisherigen kumulier-
ten Valorisierung alle zwei
Jahre. Bei Altbau-Kategorie-
mieten ist nur mehr eine Er-
höhung pro Jahr erlaubt.

Ärztekammerchef Steinhart: „Ich habe mir nichts zuschulden kommen lassen. Das wird das Ergebnis der Untersuchungen sein“

„Keinen
Grund zu
jubeln“
sehen
Pensionsver-
treter Ingrid
Korosec
(ÖVP) und
Peter Kos-
telka (SPÖ)
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